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ger Religionsfriedens, erläuterte und Ausführungsbestimmungen dazu gab . Ziel 
des Friedens war die Wiederherstellung der alten Reichsverfassung, und das 
bedeutete, daß der Kaiser wieder die alleinige Kontrolle über die militärische 
Exekutive und die Außenpolitik des Reiches erhielt. Die konfessionellen Verhält­
nisse in Deutschland wurden durch diesen Frieden in der Weise geregelt, daß die 
freie Ausübung der Augsburger Konfession, also des evangelischen Glaubens, nur 
in denjenigen Städten und Territorien vorerst garantiert war, in denen sie am 2. 
November 1627 bestanden hatte. Zugleich wurde das Restitutionsedikt von 1629 
um 40 Jahre bis zum 2. November 1667 ausgesetzt, d. h. die vor dem 2. November 
1627 säkularisierten geistlichen Territorien und Kirchengüter sollten den Prote­
stanten für 40 Jahre bleiben, soweit sie nicht - und das ist eine wesentliche 
Einschränkung - der katholischen Partei reichs gerichtlich zuerkannt worden 
waren. Diese Einschränkung war eine Umschreibung der vom Kaiser und der 
katholischen Partei erstrebten Rekatholisierung der Stifte Osnabrück, Hildes­
heim, Halberstadt, Bremen, Verden und Minden.39 Der Protestantismus war also 
im Stift Minden durch den Prager Frieden von 1635 erneut in Frage gestellt 
worden. 

Zu den norddeutschen Verbündeten, die von Schweden abfielen und dem 
Prager Frieden zur großen Enttäuschung des Kanzlers Oxenstierna beitraten, 
gehörte, wie bereits erwähnt, auch der reichsfürstliche General der schwedischen 
Krone, Herzog Georg von Braunschweig-Lüneburg, der am 31. Juli 1635 den 
Frieden annahm. Herzog Georg war aber nicht bereit, daraus die Konsequenzen 
zu ziehen: Er dankte weder als schwedischer Heerführer ab noch überführte er 
seine im Dienste Gustav Adolfs geführten Regimenter in die kaiserliche Reichsar­
mee. 40 Andererseits übergab er aber auch nicht das im Namen der schwedischen 
Krone eroberte Stift Minden den Schweden. Das zeigt deutlich die von Georg 
eingerichtete Regierung für das Fürstbistum Minden, die keineswegs als eine 
schwedische Militärregierung firmierte. Bis zum April 1636 führten die Regie­
rungsgeschäfte in Minden die "Fürstlich Braunschweig-Lüneburgischen zur Min­
disehen Regierung verordneten Landdrost, Kanzler und Räte" .41 Diese Regierung 
wurde erst 1636 durch die Schweden beseitigt und durch eine neue, schwedische 
Regierung abgelöst. 

Vorher aber mußten die Schweden dem Herzog erst einmal die Stadt Minden 
entreißen. Sie unternahmen große Anstrengungen, um in den alleinigen und 
endgültigen Besitz der Stadt und damit auch des Stifts Minden zu kommen. Zu 
diesem Zweck intervenierte Feldmarschall Alexander Leslie auf Anordnung des 

39 Sigmund Goetze, Die Politik des schwedischen Reichskanzlers Axel Oxenstierna gegenüber Kaiser 
und Reich, Kiel 1971, S. 148 H. 

40 Ebd. S. 159 

41 KAM: Stadt Minden B, Nr. 509 
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Reichskanzlers Axel Oxenstierna im April 1636 in Minden. 42 Er konnte den 
Stadtkommandanten Lüdinghausen gen. Wolf und seinen Stellvertreter Major 
Plettenberg43 schließlich für seine Absichten gewinnen, die dann die Stadt den 
Schweden in die Hände spielten. Die Besatzung, die wohl "lüneburgisch" bleiben 
wollte, wurde in schwedische Dienste gezwungen, und auch die Stadt wurde 
gezwungen, die neuen Verhältnisse anzuerkennen. So gelangten Stadt und Stift 
Minden im April 1636 vollständig unter schwedische Herrschaft. 

Die Mindener Regierung unterstand der schwedischen Monarchin, Königin 
Christine, und sollte ihre Entscheidungen im Namen der Krone Schwedens 
treffen. Wegen der großen Entfernung und der Schwierigkeit, von Stockholm aus 
Immediatbefehle zu erteilen, sollte die Regierung Minden dem schwedischen 
Feldmarschall in Deutschland, Torstensson, unterstellt sein. Die Mindener Rege­
lung war aber kein Sonderfall. Auch andere von den Schweden besetzte Territo­
rien unterstanden dem schwedischen Feldmarschall in Deutschland. Dadurch 
wird deutlich, daß in den westfälischen Gebieten die militärische Verwaltung vor 
der zivilen den Vorrang hatte.44 Bei Abwesenheit des Feldmarschalls unterstand 
die Mindener Regierung dem Festungskommandanten und Gouverneur (Gene­
ralmajor von Zabeltitz) in Minden. Ebenso wie auch in Wismar hatte in Minden 
der Kommandant gleichzeitig die Amtsbezeichnung Gouverneur. Alle Unterta­
nen im Stift Minden sowie die Beamten, aber auch die Offiziere der hier 
stationierten Truppen waren der Regierung als Gerichtsinstanz unterworfen. 
Zur Erledigung der kirchlichen Angelegenheiten bei der Regierung sollte ein 
Superintendent eingesetzt werden. 1645 setzte sich dann der Mindener Kanzler 
Dr. Heinrich Bessel dafür ein, daß der bisherige Regiments- und Hofprediger der 
Kommandanten von Zabeltitz und Steenbock, Magister Julius Schmidt, 1646 
Pastor primarius im Stift Minden wurde und 1647 von der schwedischen Regie­
rung zum Superintendenten des Stifts ernannt wurde.'s 

Im Aufbau der Gerichte des Stifts Minden selbst erfolgten in der schwedischen 
Zeit keine Veränderungen. Die unteren Gerichtsinstanzen blieben für die Landbe­
völkerung bei kleineren Fällen des privaten und öffentlichen Rechts die Brüchten­
gerichte, die zwei- bis dreimal jährlich in jedem Amt stattfanden, und die Verhöre 
bei den Amtsstuben Gurisdiktion der Amtsdrosten).'6 Eine Patrimonialgerichts­
barkeit gab es nur in einigen Ausnahmebereichen (Domkapitel Minden, Komturei 

42 Modeer (wie Anm. 37), S. 207 

43 1639 war Hieronymus Plettenberg bereits als Oberst Kommandeur der Infanterie und "Assistent" 
von Oberst Hans Christoph von Känigsmarck, der als Nachfolger von Jakob Kinge den Oberbefehl 
über die Kavallerie der Feldarmee hatte (vgl. Klaus-Richard Böhme, Geld für die schwedischen 
Armeen nach 1640; in: Scandia. International trade and shipping journal, Hamburg, Jg. 1967, S. 63) 

44 Modeer (wie Anm. 37), S. 215 

45 Schlichthaber (wie Anm. 26), Teil 5, S. 37 H. 
46 Kar! Spannagel, Minden und Ravensberg unter brandenburgisch-preußischer Herrschaft von 1648 
bis 1719, Hannover und Leipzig 1894, S. 147 f. 
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Wietersheim, Haus Beck, Stift Levern, Haus Himmelreich). Die Bürger in 
Minden und in Lübbecke unterstanden ihrer städtischen Gerichtsbarkeit. Die 
Regierung war nur für den Adel die erste Instanz, für die nichtadeligen Einwohner 
des Stifts Minden war sie in der Regel bereits die Berufungsinstanz. 
Das Konsistorium bei der Regierung war zuständig für alle Kirchen- und Ehesa­
chen, allerdings nicht in den Städten Minden und Lübbecke, die damals noch 
eigene Kirchenverwaltungen hatten. 

Die entscheidende Veränderung des Gerichtswesens durch die schwedische 
Reichsregierung aber bestand in dem Verbot, Berufungen gegen Urteile der 
Mindener Regierung beim Reichskammergericht in Speyer einzulegen. Wenn 
Urteile der Regierung angefochten wurden, mußten die Prozeßakten auf Kosten 
der Parteien an drei juristische Fakultäten versandt werden . Der Spruch der 
Mehrheit der Fakultäten sollte dann anstelle eines reichsgerichtlichen Urteils als 
Sentenz verkündet werden. '7 

Der Übergang des säkularisierten Fürstentums an Brandenburg 

Das Ende der schwedischen Herrschaft im Fürstbistum Minden begann mit den 
Friedensverhandlungen in Münster und Osnabrück, die 1643 aufgenommen 
wurden. Während dieser Verhandlungen gingen Kaiser und Fürsten schon bald 
davon aus, deutsche Territorien an fremde Mächte abtreten und die betroffenen 
deutschen Fürsten entschädigen zu müssen. Hauptsächlich hatte Schweden Ge­
bietsansprüche und war nur für diesen Preis zum Frieden bereit. Es erhielt dann 
bekanntlich Verden, Bremen, Wismar und Vorpommern mit Rügen zugespro­
chen. Zu den territorial geschädigten deutschen Fürsten gehörten die Branden­
burger und Mecklenburger. 

Als in Münster und Osnabrück die Entschädigungsfrage erörtert wurde, ge­
hörte Minden von Anfang an zu jenen geistlichen Gebieten, die für eine Säkulari­
sierung zur Disposition standen. Zunächst schien es dem Kurfürsten von Bran­
denburg so, als wenn Schweden, das Minden besaß, dieses Gebiet beanspruchte. 
Die Schweden faßten dagegen Minden als Äquivalent für Brandenburg ins Auge. 
Erstmalig forderte Friedrich Wilhe1m Minden neben anderen Gebieten offiziell in 
einer Resolution vom 18. August 1646.'8 

Diese Forderung stieß jedoch auf Widerspruch der römischen Kurie und der 
katholischen Reichsstände. Minden galt nach Ansicht der Katholiken als katholi­
sches Territorium, weil ein katholischer Bischof, Franz Wilhe1m von Wartenberg, 
auf dem Papier das Bischofsamt inne hatte. Aber auch lutherische Fürsten 
widersprachen der Übernahme des Fürstbistums Minden durch die reformierten 
Hohenzollern. Für Minden interessierte sich natürlich vor allem das benachbarte 

47 Modeer (wie Anm. 37), S. 211 

48 Spannagel (wie Anm. 46), S. 7 
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Braunschweig-Lüneburg, weil das Fürstbistum eine gute Versorgungsmöglich­
keit für die nicht erbberechtigten Prinzen war. 

Vergeblich protestierte auch Bischof Franz Wilhelm gegen die Aufhebung des 
Fürstbistums Minden. Er konnte zwar die künftige Besitzergreifung Mindens 
durch den Kurfürsten Friedrich Wilhelm nicht verhindern, hat aber offiziell nie 
auf Minden als sein Fürstbistum verzichtet. 

Obwohl zunächst die Schweden Minden selbst behalten wollten (Sommer 1646) 
und es dann für Mecklenburg oder Braunschweig forderten (1647), forderten sie 
es ab Februar 1647 für Brandenburg. Der Grund für diesen Sinneswandel war 
keine politische Überlegung, sondern eine "nötige Unterbauung". Der branden­
burgische Gesandte Wittgenstein bot dem schwedischen Gesandten Salvius 20000 
Taler und dem Grafen Oxenstierna 25000 Taler!49 

Minden war damit für Brandenburg gesichert und wurde im Friedensvertrag 
tatsächlich dem Kurfürsten von Brandenburg zugesprochen. Vorerst aber saßen 
die Schweden im Fürstentum Minden und gedachten keineswegs, das Territorium 
zu räumen. Die Schweden beriefen sich darauf, daß sie bis zur Zahlung der ersten 
3 Millionen Taler Satisfaktionsgelder die von ihnen besetzten "festen Plätze" 
weiter behalten durften. Der Kurfürst von Brandenburg dagegen forderte die 
Übergabe des Stifts Minden aufgrund der Bestimmung, daß sie sofort nach der 
Ratifizierung des Friedensvertrages erfolgen sollte. Diese Widersprüchlichkeit 
des Friedensvertrages löste man dann dadurch, daß künftig zwischen dem Stift 
Minden und der Stadt Minden unterschieden wurde und beide als zwei verschie­
dene Objekte angesehen wurden.;o 

Dennoch scheiterten alle Verhandlungen zwischen den Schweden und den 
Brandenburgern wegen der Übergabe von Stadt und Territorium Minden an 
Brandenburg bis 1649. Bemerkenswert ist aber, daß zu den Bedingungen, die die 
Schweden stellten, inzwischen auch die Forderung gehörte, der Kurfürst von 
Brandenburg solle der Stadt Minden alle alten Privilegien bestätigen einschließlich 
des Rechts auf eigene städtische Soldaten beziehungsweise Söldner. Diese Forde­
rung nach der Bestätigung des Rechts der Stadt Minden auf eigenes Militär durch 
den Kurfürsten als künftigen Landes- und Stadtherrn war durch Bestechungsgel­
der zustande gekommen, die der Rat der Stadt Minden den schwedischen Unter­
händlern hatte zukommen lassen. 

Erst am 22. Oktober 1649 wurde schließlich jener Vergleich von beiden 
Verhandlungspartnern unterzeichnet, der die Modalitäten regelte, nach denen das 
Fürstbistum Minden - allerdings noch ohne die Landeshauptstadt Minden - an 
den Kurfürsten von Brandenburg übergehen sollte. Dieser Vergleich umfaßte fünf 
Forderungen der Schweden: 
1. Schnelle Zahlung der 2. Rate der Mindener Satisfaktions gelder. 

49 Fritz Dickmann, Der westfälische Frieden, 3. Aufl., Münster 1972, S. 323 

50 Spannagel (wie Anm. 46), S. 26 
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2. Offenlassung der Frage des "jus praesidii", des Besatzungsrechts der Stadt 
Minden. 

3. Verlegung der Regierung des Fürstentums Minden nach Petershagen. 
4. Unterhaltung der in der Stadt Minden noch verbleibenden schwedischen 

Truppen aus Steuermitteln des Fürstentums Minden. 
5. Abfindung der schwedischen Donatare. 51 

Daraufhin wurden am 23. Oktober 1649 alle Beamte des Landes in der schwedi­
schen Regierungskanzlei ihres auf die Krone Schwedens geleisteten Eides entbun­
den. Am Sonntag, dem 24. Oktober 1649, gaben die brandenburgischen Gesand­
ten in Minden ein Festessen, zu dem General Steenbock, die Mitglieder des 
Domkapitels, die bisherigen schwedischen Regierungsräte, die beiden Mindener 
Bürgermeister und der städtische Syndikus eingeladen waren. 

Am Montag, dem 25 . Oktober, entließ General Steenbock Kanzler Dr. Bessel 
und Vizekanzler Dr. Joh. Georg Deichmann, die Regierungsräte Dr. Schriever, 
Roß kam und Stammich sowie den Regierungssekretär Römer aus schwedischen 
Diensten und übergab den brandenburgischen Abgesandten Schönaich und 
Schliepstein die Schlüssel der Regierungskanzlei. 

Am Nachmittag des 25. Oktober gingen dann die beiden Brandenburger nach 
Petershagen und nahmen das dortige Schloß in Besitz. Von dort reisten sie am 26. 
und 27. Oktober zur Übernahme der landesherrlichen Burgen nach Hausberge, 
Reineberg und Rahden. Sie verpflichteten dort die Amtleute für den Kurfürsten 
von Brandenburg und nahmen das Inventar der Amtshäuser auf. 

Die Regierungsräte Deichmann und Derenthai richteten in Petershagen die 
brandenburgische Regierung ein. Am 2. November 1649 nahmen sie Burg und 
Amt Schlüsselburg in Besitz .52 Damit war die Übernahme des Fürstentums 
Minden - ohne die Stadt Minden - durch Brandenburg abgeschlossen. 

Anfang Dezember 1649 traf Johann Graf von Sayn-Wittgenstein, der erste vom 
Kurfürsten ernannte Mindener Statthalter, in Petershagen ein und übernahm im 
Namen des Kurfürsten nunmehr die Regierung des Fürstentums Minden. 

Mit dem Rat der noch immer schwedischen Stadt Minden aber gab es weiterhin 
tiefgreifende Meinungsverschiedenheiten wegen des von der Stadt beanspruchten 
Rechts auf eigene Besatzung. Die Aktivitäten der Stadt in dieser Sache waren 
bemerkenswert. Obwohl nach jahrzehntelanger Besetzung und Ausplünderung 
durch fremde Truppen der Wohlstand der Stadt endgültig dahin war, ging trotz 
großer Kosten, die eigene städtische Truppen verursachen würden, das Bestreben 
dahin, das Recht auf eigene Verteidigung zu wahren und fremde, d. h. branden­
burgische Truppen in Minden zu vermeidenY Die Stadt begründete ihr Bestreben 

51 Ebd. S. 34 

52 Ebd. S. 35 

53 KAM: Stadt Minden B, Nr. 413 und 414 (Schriftwechsel mit der schwedischen Krone und 
Regierung) sowie Nr. 415-417 (Schriftwechsel mit dem Kurfürsten von Brandenburg) 



Vom Fürstbistum zum Fürstentum Minden 269 

mit einem Privileg54 der schwedischen Königin Christine von 1645 und hatte 
schon während der Friedensverhandlungen mehrfach Abgesandte nach Osna­
brück geschickt, die auf Anerkennung der verbrieften Freiheiten drängen und 
die dortigen Gesandten mit entsprechenden Bitten angehen sollten.55 

Die Stadt scheute eine ständige Garnison des neuen Landesherren, nicht nur 
wegen der Belastung und Belästigung ihrer Bürger - es gab ja keine Kasernen -, 
sondern auch in der Erkenntnis, daß die Truppen das wirksamste Mittel des 
Kurfürsten waren, mit der er alle städtischen Eigeninteressen und -bestrebun­
gen zunichte machen konnte . 

Das schwedische Privileg von 1645, das das Recht auf eigene Besatzung 
implizierte, wurde aber weder vom Kaiser noch vom Kurfürsten anerkannt. 
Friedrich Wilhe1m von Brandenburg sicherte der Stadt Minden zwar alle wohl­
erworbenen alten Rechte zu, aber nicht das Recht auf eigene Besatzungstrup­
pen. Er blieb in diesem Punkt unnachgiebig. 56 

Da aber auch die Stadt unnachgiebig blieb, erörterte die kurfürstliche Regie­
rung bereits Zwangsmaßnahmen gegen die Stadt Minden, die dann im Januar 
1650 wohl erkannte, daß ihre Absichten aussichtslos waren und schließlich die 
Garnisonstruppen des Kurfürsten akzeptierte. 

Im Februar 1650 kam Friedrich Wilhelm selbst erstmalig in das Fürstentum 
Minden, um die Huldigung der Landstände und besonders auch der Stadt 
Minden, die aber noch von den Schweden besetzt war, entgegenzunehmen. Er 
machte in seinem neuen Territorium Station auf einer Reise vom Niederrhein 
nach Berlin. 

Die Huldigung der Landstände fand am 22. und 23. Februar im Schloß 
Petershagen statt, wo der Kurfürst residierte. Die Stände bewilligten dem Kur­
fürsten als Willkomm 25000 Taler, von denen sie allerdings nur 8000 in bar 
bezahlen konnten. Der Kurfürst erklärte am 22. Februar ganz offen, er hätte 
viel lieber Pommern behalten und gesehen, "daß dies Fürstentum in seinem 
vorigen Stande geblieben wäre" .57 

Aus gesamtstaatlicher Sicht interpretierte Karl Spannagel diesen Sachverhalt 
1894 so: "Als Zuwachs willkommen, aber nicht freudig begrüßt, trat Minden 
somit in den Verband des werdenden preußischen Staates ein." Und: "Wir 
können uns noch heute vollkommen in die Stimmung des Kurfürsten hinein-

54 KAM: Stadt Minden A I, Nr. 816 

55 Spannagel (wie Anm. 46), S. 21 

56 Hans Nordsiek, Zur Eingliederung des Fürstbistums Minden in den brandenburgisch-preußischen 
Staat; in: Expansion und Integration. Zur Eingliederung neugewonnener Gebiete in de~ preußischen 
Staat, Hrg. Peter Baumgart, Köln und Wien 1984, S. 51 f. - Der Abschnitt "Der Ubergang des 
säkularisierten Fürstentums an Brandenburg" dieses Aufsatzes folgt weitgehend meinen Ausführun­
gen in diesem Sammelband. 

57 Urkunden und Aktenstücke zur Geschichte des Kurfürsten Friedrich Wilhelm von Brandenburg, 
Bd. IV, 843 
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versetzen, wir begreifen seine schmerzliche Enttäuschung, seine herbe Verbitte­
ru~g. ";8 

Uberblicken wir aber die brandenburgisch-preußische Zeit Mindens aus lan­
desgeschichtlicher Sicht, dann läßt sich sagen, daß diese Äußerung des Kurfürsten 
bezüglich der halbherzigen oder widerwilligen Annahme des kleinen Fürstentums 
Minden schon als programmatische Verkürzung, als Leitmotiv der preußischen 
Politik gegenüber Minden für mehr als zwei Jahrhunderte zu werten ist. Minden 
- das bedeutete künftig nur dienende Funktionen und erhebliche Leistungen im 
gesamtstaatlichen Interesse, aber keine staatlichen Maßnahmen zur angemessenen 
Eigenentwicklung von Stadt und Territorium. 

Natürlich hatte sich Friedrich Wilhe1m vor der Huldigung der Stadt Minden (in 
Petershagen) mit der Stadt wegen des Besatzungsrechts verständigt. Am 17. 
Februar 1650 war in Petershagen der sogenannte Garnisonrezeß unterzeichnet 
worden. Er bestimmte, daß die Stadt fünf Kompanien brandenburgische Solda­
ten, jede nicht über 112 Mann stark, aufzunehmen hatte und monatlich 500 Taler 
zu deren Unterhalt zu zahlen hatte.;9 

War es landesherrliche Ironie oder eine Verschleierung seiner Absichten, wenn 
der Kurfürst unter Punkt 10 des Rezesses zubilligte, die Garnison sollte nicht 
länger in der Stadt bleiben, als es die allgemeine Wohlfahrt und Sicherheit 
erfordere? Aus seinem Testament von 1667 geht nämlich hervor, daß er nie daran 
gedacht hat, die Garnison Minden jemals wieder aufzulösen. 1667 empfahl er 
seinem Nachfolger, "so lange keine Citadell gebaudt" sei, in Minden in Friedens­
zeiten 600 Mann zu halten, und in Kriegszeiten 1000 Mann. 60 

Bevor überhaupt ein brandenburgischer Soldat in die Stadt Minden gelangen 
konnte, mußte sie zunächst einmal von der schwedischen Besatzung geräumt 
werden. Wiederum gab es wochenlange Verhandlungen zwischen den Schweden 
und den Brandenburgern. Schließlich einigte man sich auf einen Termin zur 
Übergabe der Festung Minden; der schwedische Gouverneur General Steenbock 
gab daraufhin bekannt, die Festung werde am Sonntag, dem 17. September 1650, 
von der schwedischen Besatzung geräumt und den Brandenburgern übergeben. 
Die feierliche Übergabe der Stadt fand am 17. September mittags statt: Die 
Schweden feuerten letztmalig 2 Salven aus den Geschützen auf den Wällen. Dann 
zogen die brandenburgischen Truppen von Süden durch das Simeonstor in die 
Stadt. Im Tor übergab der schwedische Oberst Daniel die Stadtschlüssel an den 
brandenburgischen Oberst Potthausen, der seine Truppen dann auf den Markt 
vor das Rathaus führte. General Steenbock ritt dann auf dem Wall rund um die 

58 Spannagel (wie Anm. 46), S. 18 

59 Sammlung derer vornehmsten Landes-Verträge des Fürstenthums Minden ... von E.A.F. e [ule­
mann}, Minden 1748, S. 252-257 

60 Richard Dietrich (Hrg.), Die politischen Testamente der Hohenzollern, Köln und Wien 1986, 
S. 202 
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Stadt und berief alle schwedischen Posten ab. Darauf führte er die schwedische 
Besatzung nach Osten durch das Wesertor aus der Stadt heraus. Die Brandenbur­
ger schossen 3 Salven Salut, besetzten die Wachposten und nahmen die noch 
vorhandenen Geschütze und die Munition in Beschlag. Der Abzug der Schweden 
sollte sich als Zufall herausstellen. 

Wenige Stunden, nachdem Steenbock mit seinen Truppen Minden verlassen 
hatte, erhielt er den Befehl, die Stadt vorerst nicht zu räumen! Zu spät - die 
abschnittsweise Übernahme des Fürstentums Minden durch den Kurfürsten von 
Brandenburg war mit der endgültigen Inbesitznahme der Festung Minden am 17. 
September 1650 abgeschlossen. Am 28. September 1650 wurde auf Befehl des 
neuen Statthalters Sayn-Wittgenstein im gesamten Fürstentum ein Buß-, Bet- und 
Danktag begangen, der den Akt der Übernahme Mindens in die Gruppe der 
brandenburgischen Territorien abschloß. 61 

Ausblick 

Die befohlenen Gottesdienste am 28 . September 1650 geben Veranlassung, ab­
schließend noch einen kurzen Blick auf die kirchenrechtliche Entwicklung des 
Fürstbistums Minden zu werfen. Mit dem Übergang des Fürstbistums an Bran­
den burg änderte sich nach Ansicht der katholischen Kirche zunächst nichts an 
seinem kirchenrechtlichen Zustand. Im geistlichen Bereich war nach wie vor 
Franz Wilhe1m von Wartenberg Bischof von Minden, da die Kurie in Rom die 
Bestimmungen des Westfälischen Friedens, die das Kirchenrecht betrafen, nicht 
anerkannte. 

Da aber Franz Wilhe1m von Wartenberg sein geistliches Regiment in Minden 
nicht wahrnehmen konnte, übte das Domkapitel Minden die geistliche Jurisdik­
tion aus. Erst mit dem Tod des Kardinals Franz Wilhelm von Wartenberg 1661 
trat, kirchenrechtlich gesehen, eine dauernde Vakanz des Mindener bischöflichen 
Stuhles ein, bei der dem Domkapitel die kirchliche Gewalt im Fürstbistum zufiel 
- obwohl das Domkapitel konfessionell gemischt war. 

Die Sedisvakanz führte dazu, daß die katholische Mindener Geistlichkeit 1694 
in Rom die Ernennung eines apostolischen Vikars für das ehemalige Bistum 
Minden beantragte. 1709 wurde Minden dem apostolischen Vikariat der Nor­
dischen Missionen zugeteilt.6' Bei der Neuordnung der Bistümer 1821 wurde das 
preußische Gebiet, das ehemalige Fürstbistum Minden, dem Bistum Paderborn 

61 NOTdsiek (wie Anm. 56), S. 54 f. 

62 Vgl. dazu auch: Burkhard Roberg, Kuriale Reformbewegungen in Stift und Bistum Minden nach 
dem Trienter Konzi l; in: Von Konstanz nach Trient. Beiträge zur Geschichte der Kirche von den 
Reformkonzilien bis zum Tridentinum. Festgabe für August Franzen, Hrg. Remigius BäumeT, 
München, Paderborn, Wien 1972, S. 675-694, sowie Hans Nordsiek, Die Lage der Katholiken im 
Fürstentum Minden um 1700. Ein zeitgenössischer Bericht des Osnabrücker Weihbischofs Otto von 
Bronkhorst; in: Mitteilungen des Mindener Geschichtsvereins, Jg. 40 (1968), S. 63-71 
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und die schaumburgischen und hannoverschen Gebiete der ehemaligen Diözese 
Minden dem Bistum Hildesheim zugeschlagen. 

Die Säkularisation des Hochstifts Minden 1648/50 - aus dem Fürstbistum 
Minden mit einem gewählten geistlichen Landesfürsten war nun ein weltliches 
Fürstentum mit einem Erbfürsten geworden - bedeutete zwar formal nicht die 
Beseitigung eines reichsrechtlich unmittelbaren und selbständigen Reichsterrito­
riums, aber doch eine starke Veränderung seiner Verfassung. 

Der Artikel 11 des Osnabrücker Friedensvertrages sprach nämlich dem Dom­
kapitel Minden alle Regierungsbefugnisse ab und legte sie in die Hand des 
Kurfürsten Friedrich Wilhelm von Brandenburg als Fürsten von Minden . Er 
vereinigte nun in seiner Person diejenigen Rechte, die früher Domkapitel, Bischof 
und Papst im geistlichen Territorium Minden ausgeübt hatten. 

Der Westfälische Frieden garantierte dem Kurfürsten von Brandenburg die 
Souveränität im Fürstentum Minden, von irgendwelchen Rechten des Domkapi­
tels oder gar aller Landstände war im Friedensvertrag keine Rede. Das war 
verfassungsrechtlich durchaus normal, denn die bisherige Teilnahme der Land­
stände am Regiment beruhte nicht auf einem Gesetz, sondern jeweils auf einem 
Vertrag, der für den gewählten geistlichen Landesherrn, nicht aber für seine zu 
wählenden Nachfolger bindend war. 63 

Geblieben waren nach 1648/50 natürlich die Mindener Landstände. Die Land­
stände huldigten dem neuen Landesherrn im Februar 1650. Darauf bestätigte der 
Große Kurfürst den Landständen ihre Privilegien im sogenannten Homagialrezeß 
von 1650. 

Reichsrechtlich blieb das brandenburgisch-preußische Fürstentum Minden bis 
1806 als selbständiges Reichsfürstentum des Heiligen Römischen Reichs beste­
hen. Es hatte einen Reichsfürsten als Landesherrn, eigene Landstände, die sich bis 
1806 auf Landtagen versammelten, eine Territorialregierung, ein Konsistorium 
und einen Landessuperintendenten. Doch war die Selbständigkeit des Territo­
riums nur formalrechtlich, da der Fürst von Minden seit 1650 Kurfürst von 
Brandenburg beziehungsweise König von Preußen war. Politisch verlor das 
Fürstentum Minden seine Selbständigkeit nach 1650 völlig. De facto wurde es im 
18. Jahrhundert weitgehend in den absolutistischen Gesamtstaat Preußen inte­
griert, dessen Monarchen keine politische Eigenständigkeit oder Sonderentwick­
lung einer preußischen "Provinz" zuließen.64 Zu den Integrationsmaßnahmen 
gehörte auch, daß die benachbarten preußischen Territorien Minden und Ravens­
berg 1719 verwaltungsmäßig unter der Regierung Minden vereinigt wurden und 
1723 die neugegründete Kriegs- und Domänenkammer Minden für beide Territo­
rien zuständig wurde. 

63 Spannagel (wie Anm. 46), S. 72 H. 

64 Zum 18. Jahrhundert vgl. Hans Nordsiek, Das preußische Fürstentum Minden zur Zeit Friedrichs 
des Großen, Minden 1986 
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Selbst aus den Mindenern wurden im 18. Jahrhundert "Preußen", die sich 
schließlich nicht nur mit ihrem Staat identifizierten und die seine Bedingungen 
und Forderungen akzeptierten, sondern später auch den Staat Preußen wie viele 
ihrer Zeitgenossen im 19. und 20. Jahrhundert oft genug ohne Distanz und 
unkritisch als Wert an sich gesehen haben. Diese Fixierung auf Preußen hat in der 
Vergangenheit dazu beigetragen, daß hier über das Interesse am "Aufstieg" 
Brandenburg-Preußens die eigene achthundert jährige vorpreußische Mindener 
Geschichte vielfach in Vergessenheit geriet. 
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Das Fürstentum Minden im 18, Jahrhundert 
(Kleine Exklaven in Form einzelner Höfe unter Mindener Landeshoheit außerhalb de; 
Mindener Territoriums sind - bis auf die Bauerschaft Halle - ebenso wie kleine Inklaven 
in Form einzelner Höfe unter fremder Landeshoheit im Fürstentum Minden nicht darge­
stellt. ) 


